
Siebtens. Mehr Menschen werden ihr Recht auf Sozial-
hilfe auch nutzen. Das ist nur gerecht. Aber auch die 
Nachfrage nach professionellen Pflegeleistungen wird 
wachsen, auch durch dieses Gesetz. Doch bei den Kosten 
dafür mauert die Regierung und rechnet klein. Das Risiko 
dafür sollen die Kommunen tragen, und wenn sie das 
nicht können, bleiben nur private Investitionen. Dabei 
könnten Sie, meine Damen und Herren, über eine Vermö-
gensteuer Reiche endlich wirklich in die Verantwortung 
nehmen. Das wäre einmal ein guter Anfang.

(Beifall bei der LINKEN – Christian Dürr 
[FDP]: Das ist aber schlecht!)

Nicht einmal die vom Bundesrat geforderte Kosteneva-
luation wird kommen.

Achtens. Sie setzen den Koalitionsvertrag um, aber die 
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen setzen Sie nicht um. Und eine bedarfsde-
ckende Pflegefinanzierung führen Sie auch nicht ein. Da-
bei wäre die dringend nötig.

Alle, auch wir Linken, wollen unterhaltsverpflichtete 
Töchter und Söhne sofort und wirksam entlasten, aber 
nicht nur diese. Das allein ist nämlich zu wenig. Wieder 
verpassen oder verbauen Sie eine Chance, etwas gut zu 
machen. Sie regeln immer nur das Nötigste, immer nur 
ein Stück und immer nur für kleine Gruppen. Es fehlt der 
Entwurf für alle Betroffenen, für alle Menschen mit Pfle-
gebedarf, für alle pflegenden Angehörigen und für alle 
Menschen mit Behinderung. Deshalb wird sich Die Linke 
bei diesem Gesetz enthalten.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Toll!)

Dem Grünenantrag stimmen wir zu, weil da vieles drins-
teht, was wir selber fordern. Insofern: Schönen Abend 
noch!

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Kollegin 

Corinna Rüffer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Einen schönen guten Abend an alle! Sehr geehrter Herr 

Präsident! Wir werden – ich nehme es vorweg – dem 
Gesetz zustimmen, weil es natürlich richtig ist, Familien 
zu entlasten, die Angehörige pflegen, unterstützen und für 
sie da sind. Das steht, glaube ich, außer Zweifel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber das, was wir heute Abend tun, ist ein bisschen so, 

als würden wir nur einen Regenschirm aufspannen, ob-
wohl es ganz viele andere Gruppen gibt, die weiter im 
Regen stehen, und das ist ein Riesenproblem. Wir hatten 
am Montag eine Anhörung. Da haben wir über diese 
Gruppen geredet, die immer noch im Regen stehen wer-
den. Das sind unter anderem Eltern minderjähriger 

behinderter Kinder. Da hat eine Sachverständige geschil-
dert, wie das so ist, wenn man Kinder zu pflegen hat, die 
behindert sind: Man muss sie medizinisch versorgen. 
Man muss ihnen das Essen reichen. Man kann nachts 
nicht schlafen, weil man sie umbetten muss. Man muss 
die Therapien sicherstellen, und man muss tagsüber da-
rum kämpfen, dass die Therapien weitergehen und dass 
das finanziert wird, was diese Kinder zum Leben brau-
chen. Das ist natürlich belastend, das ist eine Knochen-
arbeit, und es hindert viele Menschen daran, einer Er-
werbsarbeit nachzugehen. Wer die finanziellen Folgen 
zu tragen hat, das können wir uns alle vorstellen. Es sind 
trotz all der liebenden Väter, die das auch tun, in aller-
erster Linie die Mütter, die das zu zahlen haben, die die-
sen Aufwand zu betreiben haben.

Ich weiß, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
Union, dass Sie das auch sehen. Sie haben vor einiger 
Zeit ein Papier vorgelegt, in dem Sie Vorschläge gemacht 
haben, diese solidarische Entlastung für Familien zu er-
bringen. Wir hoffen, dass wir in diesen Prozess der Dis-
kussion miteinander einsteigen können, auch vor der De-
batte, die wir führen um die Frage der Ausweitung der 
Pränataldiagnostik. Ich finde, es ist eine ganz existenz-
ielle Frage für unsere Gesellschaft, wie wir als Menschen 
miteinander in Zukunft zusammenleben wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE LIN-
KE])

Wir sollten uns auch mit der Situation erwachsener 
behinderter Menschen beschäftigen, die einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen, weil für die nämlich ganz andere 
Grenzen gelten. Für die gilt nicht eine Grenze von 
100 000 Euro, sondern nach derzeitigem Stand eine Gren-
ze von 30 000 Euro. Das sind Leute, die in der Regel nicht 
nur in einer bestimmten Lebensphase auf Pflege und auf 
Unterstützung, auf Assistenz angewiesen sind, sondern 
ein ganzes Leben lang. Auch dazu haben wir in der An-
hörung am Montag Erhellendes gehört, so zum Beispiel: 
Wenn der Gesetzgeber schon nicht einkommens- und ver-
mögensunabhängige Teilhabeleistungen anbietet, dann 
möge er doch bitte eine einheitliche Einkommensgrenze, 
und zwar für alle – für Angehörige, für Eltern und eben 
Menschen mit Behinderungen –, einziehen. Das wäre 
mindestens geboten auf dem Weg dahin, diese Anrech-
nung von Einkommen und Vermögen gänzlich zu strei-
chen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir wirklich – 
das setze ich einmal voraus – eine solidarische Entlastung 
erreichen wollen, dann reicht es eben nicht, diesen ein-
zelnen Regenschirm aufzuspannen, sondern dann brau-
chen wir wesentlich mehr. Dann, sage ich einmal als 
Grüne, brauchen wir in diesem Fall tatsächlich einen Kli-
mawandel, um unsere Gesellschaft inklusiv zu gestalten. 
Dann müssen wir radikal diese Gesellschaft verändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN und der 
Abg. Ulli Nissen [SPD])
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Das heißt zum Beispiel, Unterstützungssysteme syste-
matisch und verlässlich zur Verfügung zu stellen. Sie wis-
sen alle aus Ihren Wahlkreisen, dass sich Familien mel-
den, dass sich Menschen mit Behinderungen selbst an Sie 
wenden und sich darüber beklagen, dass sie in Behörden 
schlecht behandelt werden. Das muss sich ändern. Da 
müssen wir alle sagen: Das ist nicht in Ordnung; diese 
Frage müssen wir angehen, damit hier gleichberechtigte 
Teilhabe stattfinden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das mache ich. – Deshalb bitte ich Sie, unserem Antrag 

zu 10 Jahren UN-Behindertenrechtskonvention Ihre Zu-
stimmung zu geben; denn genau diese Frage der Verläss-
lichkeit des Sozialstaates sprechen wir hierin an. Ich freue 
mich darauf, dass wir darüber diskutieren werden, um 
endlich weiterzukommen bei der Entwicklung einer in-
klusiven Gesellschaft. Einen schönen Abend noch!

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner: für die CDU/CSU-Fraktion der 

Kollege Peter Aumer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit dem Angehörigen-Entlastungsgesetz ver-
abschieden wir heute ein richtiges Familienentlastungs-
gesetz. Die Unterhaltsheranziehung von Angehörigen für 
ihre Eltern oder Kinder greift in Zukunft erst bei einem 
Einkommen von über 100 000 Euro. Das nenne ich ein 
starkes Signal. Mit diesem Gesetz wird die Handschrift 
der CSU in dieser Koalition deutlich. Wir haben den Un-
terhaltsrückgriff in den Koalitionsvertrag verhandelt und 
erfüllen heute dieses Versprechen, das wir den Menschen 
im Bundestagswahlkampf gegeben haben.

(Christian Dürr [FDP]: Der Heil macht reine 
CSU-Politik!)

Meine Damen und Herren, das ist verlässliche Politik der 
Großen Koalition. Ich denke, bei solchen Themen, meine 
Herren der FDP – zum großen Teil Herren –, ist die Partei 
fast egal; aber ich glaube, man sollte doch auch sagen, 
wer es auf den Weg gebracht hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Pohl, wenn ich schon bei der Opposition bin: 

Spielen Sie doch bitte nicht stationäre und ambulante 
Pflege gegeneinander aus. Das wird den schweren Ent-
scheidungen der Angehörigen nicht gerecht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Pflege ist eine der wichtigsten gesellschaftspolitischen 
Herausforderungen unserer Zeit. Das Angehörigen-Ent-
lastungsgesetz hilft Pflegebedürftigen, aber auch Ange-
hörigen: den Pflegebedürftigen, weil ihnen eine optimale 
Betreuung gewährleistet werden kann, und den Angehö-
rigen, denn für sie ist die Finanzierung der Pflege oftmals 
ein großer finanzieller Kraftakt.

In meinem Wahlkreis, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
werde ich wahrscheinlich genauso oft wie Sie auf dieses 
Thema angesprochen. Es bewegt nicht nur die direkt Be-
troffenen, sondern auch deren Freunde, Bekannte und 
Kollegen. Jeder, der heute schon einen Pflegefall in seiner 
Familie hat, weiß, wie belastend diese Situation ist, wie 
fordernd und wie emotional es ist, wenn man die Pflege 
für seine eigenen Eltern organisieren muss. Das kann die 
Politik den Menschen zwar nicht abnehmen, aber wir 
können dafür sorgen, dass dazu nicht auch noch große 
finanzielle Sorgen kommen. Wir nehmen die Sorgen 
und Nöte der Menschen in der Großen Koalition ernst. 
Deshalb heute auch dieses Angehörigen-Entlastungsge-
setz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In diesem Gesetz geht es aber um mehr. Wir erweitern 
das Bundesteilhabegesetz um ein Budget für Ausbildung. 
In meinen Augen ist das die logische Konsequenz unseres 
bisherigen Handelns, nachdem wir das Budget für Arbeit 
eingeführt haben. Das Budget für Ausbildung umfasst 
zum einen die Erstattung der gesamten Ausbildungsver-
gütung und zum anderen die Aufwendungen für die we-
gen der Behinderung erforderliche Anleitung und Beglei-
tung am Arbeitsplatz oder in die Berufsschule. Ich bin fest 
davon überzeugt, dass die Menschen mit Behinderungen 
dadurch einen besseren Zugang zur Ausbildung bekom-
men, dass sie mehr Begleitung bekommen, um eine Aus-
bildung abzuschließen, und dadurch auch besser in den 
Arbeitsmarkt integriert werden können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Schluss 
verstetigen wir auch noch die Mittel für die Ergänzende 
unabhängige Teilhabeberatung, eine ganz wichtige Stütze 
des Bundesteilhabegesetzes. Ich weiß das aus meinem 
Wahlkreis. Wir haben auch eine solche Beratungsstelle. 
Ich weiß, wie wichtig diese zusätzliche Beratung für 
Menschen mit Behinderungen ist, vor allem, weil dort 
auch Menschen mit Behinderungen beraten. Deswegen 
ist es gut, wichtig und richtig, dass wir diese Mittel ver-
stetigen.

Deswegen bitte ich Sie alle, diesem Gesetzentwurf zu-
zustimmen, zum einen, um die Angehörigen zu entlasten, 
wenn es um das Thema Pflege geht, zum anderen aber 
auch, um die Chancen von Menschen mit Behinderungen 
am Arbeitsmarkt zu verbessern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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